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Einleitung

Der Aufsichtsrat nimmt als Kontrollorgan eine zentrale Position innerhalb
der Organisationsverfassung der Aktiengesellschaft ein. Insbesondere mit
der Bestellung des Vorstands und dessen Kontrolle übt er maßgeblichen
Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft aus. Der Grundfall der Bestel-
lung von Aufsichtsratsmitgliedern ist der Wahlbeschluss der Hauptver-
sammlung. Befürchten Aktionäre eine Verletzung ihrer Rechte, können sie
den Hauptversammlungsbeschluss mittels einer Beschlussmängelklage
gem. den §§ 250 ff., 241 ff. AktG angreifen und ihn gerichtlich auf rechtli-
che Mängel überprüfen lassen. Die Beschlussmängelklage stellt mithin ein
Machtinstrument des Aktionärs dar. Ihm wird hiermit neben der Durchset-
zung seiner privaten Interessen1 auch die Aufgabe auferlegt, die Rechtmä-
ßigkeit der Maßnahmen innerhalb der Aktiengesellschaft zu kontrollie-
ren.2

Ist die Beschlussmängelklage erfolgreich, hat dies nach herrschender
Ansicht in Rechtsprechung und Literatur die Nichtigkeit des Wahlbe-
schlusses und somit auch der Bestellung des Aufsichtsratsmitglieds mit ex
tunc-Wirkung zur Folge.3 Diese Fallgestaltung wird als fehlerhafte Bestel-
lung von Aufsichtsratsmitgliedern diskutiert. Bis zur rechtskräftigen Ent-

1 Feltkamp, Anfechtungsklage und Vergleich im Aktienrecht, S. 20; Schatz, Der
Missbrauch der Anfechtungsbefugnis durch den Aktionär und die Reform des akti-
enrechtlichen Beschlussmängelrechts, S. 15 f.; Slabschi, Die sogenannte rechts-
mißbräuchliche Anfechtungsklage, S. 17 ff.

2 BGHZ 107, 296, 310; LG Frankfurt AG 2007, 824; Bayer, NJW 2000, 2609, 2617;
Becker, Verwaltungskontrolle durch Gesellschafterrechte, S. 600 ff.; Büchel, Liber
amoricum Wilhelm Happ, S. 1, 13 f.; Dornbach, Die aktienrechtliche Anfechtungs-
klage zwischen subjektivem Rechtsschutz und objetiver Rechtskontrolle, S. 148 ff.;
Fiebelkorn, Die Reform der aktienrechtlichen Beschlussmängelklagen, S. 29 ff.,
105 ff.; Happ, FS Hüffer, S. 293; Heinze, ZGR 1979, 293, 294; Hommelhoff, ZGR
1990, 447, 449; K. Schmidt, AG 2009, 248, 254 f.; Lutter, ZGR 1978, 347, 349;
Martens/Martens, FS K. Schmidt, S. 1129; Schatz, Der Missbrauch der Anfech-
tungsbefugnis durch den Aktionär und die Reform des aktienrechtlichen Beschluss-
mängelrechts, S. 15 f.; Slabschi, Die sogenannte rechtsmißbräuchliche Anfech-
tungsklage, S. 17 ff.

3 Siehe zur herrschenden Ansicht bei der Nichtigkeitsklage nur Lieder, ZHR 178
(2014), 282, 284; MüKo/Koch, § 250, Rn. 21; siehe zur herrschenden Ansicht bei
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scheidung über die erhobene Beschlussmängelklage herrscht aufgrund der
ex tunc-Wirkung Unsicherheit über die rechtliche Stellung des Aufsichts-
ratsmitglieds, insbesondere hinsichtlich der Wirksamkeit der vorgenom-
menen Handlungen und Beschlüsse. Zu einem Problem wird die ex tunc
Wirkung, da bis zur Entscheidung im Hauptsacheverfahren einer
Beschlussmangelstreitigkeit leicht Jahre vergehen können, insbesondere,
wenn der volle Instanzenzug ausgenutzt wird.4 Die Ausgangslage ist daher
problematisch, bietet sie doch neben der Möglichkeit der Selbstkontrolle
durch die Aktionäre auch ein hohes Maß an Potenzial für einen Miss-
brauch der gewährten Machtstellung. Die Problematik der fehlerhaften
Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern ist verbunden mit der allgemein
im Beschlussmängelrecht geführten Diskussion um die missbräuchliche
Geltendmachung von Beschlussmängelklagen.5 Denkbar sind zum einen
Konstellationen der klassischen „räuberischen Aktionäre“. Hält ein Aktio-
när lediglich eine Aktie, berechtigt dies bereits zur Teilnahme an der
Hauptversammlung und somit auch zur Erhebung von Beschlussmängel-
klagen. Ein solcher Aktionär hat de facto keine Möglichkeit, auf den Aus-
gang der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern entscheidenden Einfluss zu
nehmen. De lege lata genügt jedoch bereits ein Formfehler in der Haupt-
versammlung, um eine Beschlussmängelklage mit Aussicht auf Erfolg zu
erheben. Diese Klage stellt die Gesellschaft vor erhebliche Probleme, führt
sie doch im „worst case“ zu einem mehrere Jahre dauernden Rechtsstreit,
der Auswirkungen auf sämtliche Kompetenzen des Aufsichtsrats haben
kann. Im Zweifel wird sich die Gesellschaft im Wege eines (mit erhebli-

der Anfechtungsklage BGHZ 196, 195, 201 f.; Hüffer/Koch, § 252, Rn. 8; Groß-
komm AktG/K. Schmidt, § 252, Rn. 12; KK/Kiefner, § 252, Rn. 6; Lieder, ZHR 178
(2014), 282, 284; Marsch-Barner, FS K. Schmidt, S. 1109, 1117; Schatz, Der Miss-
brauch der Anfechtungsbefugnis durch den Aktionär und die Reform des aktien-
rechtlichen Beschlussmängelrechts, S. 12 f.; E. Vetter, ZIP 2012, 701, 702.

4 Hemeling, ZHR 172 (2008), 379, 381; K. Schmidt, AG 2009, 248, 256; Martens,
AG 1986, 57; siehe bereits Flechtheim, FS Zitelmann, S. 1, 6, Zitat nach Bayer,
NJW 2000, 2609, 2614; Schatz, Der Missbrauch der Anfechtungsbefugnis durch
den Aktionär und die Reform des aktienrechtlichen Beschlussmängelrechts, S. 27 ff.

5 Dornbach, Die aktienrechtliche Anfechtungsklage zwischen subjektivem Rechts-
schutz und objektiver Rechtskontrolle, S. 239 ff.; Fiebelkorn, Die Reform der akti-
enrechtlichen Beschlussmängelklagen, S. 125 ff.; Helm/Manthey, NZG 2010, 415;
siehe allgemein zur Problematik räuberischer Aktionäre Martens/Martens, AG
2009, 173; Jahn, FS Hopt, S. 2029 ff.; Schatz, Der Missbrauch der Anfechtungsbe-
fugnis durch den Aktionär und die Reform des aktienrechtlichen Beschlussmängel-
rechts, S. 26 f., 94 ff.; Schwintowski, DB 2007, 2695 ff.; E. Vetter, ZIP 2012, 701.
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chen Zahlungspflichten verbundenen) Vergleichs die Rücknahme der
Klage erkaufen.6 Denkbar sind jedoch auch Konstellationen einer famili-
engeführten Aktiengesellschaft. Stehen sich hier zwei Aktionärslager
gegenüber, kann mittels der Beschlussmängelklagen erheblicher Druck auf
die nicht klagenden Aktionäre ausgeübt werden. Es genügt bereits die
Erhebung der Beschlussmängelklage, da teils unmöglich im Voraus vor-
hergesagt werden kann, ob diese erfolgreich ist und die daraus folgende
Rechtsunsicherheit als Druckmittel ausreichend ist.

Im Zeitraum zwischen der Erhebung der Beschlussmängelklage und der
rechtswirksamen Entscheidung in der Hauptsache stehen sich die Interes-
sen der Gesellschaft am Bestand der Aufsichtsratsbestellung und daraus
folgender Rechtssicherheit und die Interessen der Aktionäre an der Durch-
setzung ihrer Interessen und der Wahrung des Legalitätsprinzips gegen-
über. Dieses Spannungsverhältnis bestimmt die gesamte Diskussion der
Problematik. Das geltende Recht gewichtet die Bestandsinteressen der
Gesellschaft als nachrangig gegenüber dem Legalitätsprinzip und den
individuellen Interessen der Aktionäre. Im Zusammenspiel mit dem erheb-
lichen Missbrauchspotenzial führt dies zu einer Gefährdungslage für die
Gesellschaft, die nicht klagenden Aktionäre und auch die Gesellschaftsor-
gane. Die gesetzgeberischen Maßnahmen des Missbrauchs von Aktionärs-
rechten im Rahmen des UMAG7 und ARUG8 konzentrierten sich indes
vornehmlich auf strukturändernde Beschlüsse.9 Durch die Einführung des
Freigabeverfahrens wurde hier versucht, sogenannten „räuberischen
Aktionären“ und Berufsklägern ihr Geschäftsmodell zu erschweren und
ihren Einfluss zu begrenzen. Diese Reformbestrebungen sparten den Pro-
blemkomplex der fehlerhaften Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern
jedoch aus.

6 OLG Frankfurt AG 2009, 200 ff.; LG Frankfurt AG 2007, 824 f.; Baums/Keinath/
Gajek, ZIP 2007, 1629, 1642 f.; Bison, Mißbrauch der Anfechtungsklage durch den
Aktionär, S. 198 ff.; Helm/Manthey, NZG 2010, 415; Nietsch, Freigabeverfahren,
S. 2; Schatz, Der Missbrauch der Anfechtungsbefugnis durch den Aktionär und die
Reform des aktienrechtlichen Beschlussmängelrechts, S. 27 ff.; Theisen/Raßhofer,
Der Aufsichtsrat 2007, 107, 109; Vetter, AG 2008, 177, 178.

7 Gesetz zur Unternehmensintegrität und Modernisierung des Anfechtungsrechts vom
22. September 2005, BGBl. I, S. 2802.

8 Gesetz zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie vom 30. Juli 2009, BGBl. I,
S. 2479.

9 Vgl. Helm/Manthey, NZG 2010, 415 f.; Koch, ZGR 2006, 769, 797 f.; Martens/
Martens, AG 2009, 173; Schall/Habbe/Wiegand, NJW 2010, 1789.
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Die Problematik der fehlerhaften Bestellung von Aufsichtsratsmitglie-
dern gewinnt seine Brisanz zum einen aus dem Blickwinkel der Rechts-
praxis im Hinblick auf die weitreichenden Folgen einer Nichtigkeit des
Wahlbeschlusses und der daraus folgenden Unsicherheit über die Wirk-
samkeit von Handlungen des Aufsichtsrats. Auf der anderen Seite betrifft
die Problematik aber aus Sicht der Wissenschaft die Frage, ob das gel-
tende Beschlussmängelrecht im Hinblick auf die Wahl von Aufsichtsrats-
mitgliedern noch zeitgemäß ist oder ob es einer Reform dieses Regelungs-
bereiches bedarf. In Literatur und Rechtsprechung wird diese Fragestel-
lung kontrovers diskutiert.10 Den Ausgangspunkt dieser Arbeit bildet hier
die Grundsatzentscheidung des BGH11, in welcher sich dieser mit einer
klassischen Konstellation der fehlerhaften Bestellung von Aufsichtsrats-
mitgliedern auseinandergesetzt hat. Es wird zu untersuchen sein, welche
Folgen sich aus der Rechtsprechung und den Diskussionsbeiträgen in der
Literatur ergeben, inwieweit Reformdruck besteht und wie eine mögliche
Neukonzeption gestaltet werden kann. Insbesondere der Ausgleich der
Interessen der Beteiligten stellt einen wichtigen Aspekt dar, welcher sich
in vielen Teilen der Untersuchung wiederfinden wird.

Die vorliegende Arbeit untersucht zunächst die Problematik der fehler-
haften Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern de lege lata und analysiert
die im Schrifttum als Lösungsansatz vorgebrachten Ansätze. Im Anschluss
wird ein eigenständiger Ansatz entwickelt, der unter Berücksichtigung der
Ergebnisse der vorhergehenden Untersuchungen die Problematik der feh-
lerhaften Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern entschärfen soll.

Im ersten Kapitel beschäftigt sich die Arbeit zunächst mit der Frage,
wie der Aufsichtsrat in die Kompetenzverteilung innerhalb der Aktienge-
sellschaft einzuordnen ist und welche Erscheinungsformen das Organ hat.
Aufbauend darauf wird der zentrale Begriff der fehlerhaften Bestellung
von Aufsichtsratsmitgliedern herausgearbeitet und zur Fallgruppe des fak-
tischen Aufsichtsratsmitglieds abgegrenzt. Im Anschluss folgt die Darstel-

10 Vgl. zu dieser Diskussion nur die Beiträge von Buckel/Vogel, ZIP 2014, 58 ff.;
Drygala/Gehling, ZIP 2014, 1253 ff.; Florstedt, NZG 2014, 681 ff.; Happ, FS Hüf-
fer, S. 293 ff.; Kiefner/Seibel, Der Konzern 2013, 310 ff.; Lieder, ZHR 178 (2014),
282 ff.; Marsch-Barner, FS K. Schmidt, S. 1109 ff.; Schroeder/Pussar, BB 2011,
1930 ff.; Schürnbrand, NZG 2013, 481 ff.; E. Vetter, ZIP 2012, 701 ff. Zur grund-
sätzlichen Diskussion der Reform des Beschlussmängelrechts siehe Arbeitskreis
Beschlussmängelrecht, AG 2008, 617 ff.; Bayer/Fiebelkorn, ZIP 2012, 2181 ff.;
Habersack/Stilz, ZGR 2010, 710 ff.; K. Schmidt, AG 2009, 248 ff.

11 BGHZ 196, 195.
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lung der relevanten Grundlagen des Beschlussmängelrechts für Aufsichts-
ratsmitglieder. Genauer betrachtet werden hier insbesondere relevante
Fälle von Beschlussmängeln und die Folgen einer erfolgreichen
Beschlussmängelklage. Abschließend erfolgt eine Eingrenzung der ver-
schiedenen Erscheinungsformen des Aufsichtsrats im Hinblick auf ihre
Relevanz für die fehlerhafte Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern.

Das zweite Kapitel behandelt die zur fehlerhaften Bestellung von Auf-
sichtsratsmitgliedern bestehende Rechtsprechung. Zunächst zeichnet die
Arbeit den Verlauf der höchstrichterlichen Rechtsprechung nach, insbe-
sondere wie sich im Laufe der Jahre die Beurteilung der Fallgruppe ent-
wickelt und verändert hat. Anschließend wird die instanzgerichtliche
Rechtsprechung, insbesondere der jüngeren Vergangenheit, beleuchtet, die
auch dem Grundsatzurteil des BGH vorausging. Zentrales Element dieses
Kapitels ist jedoch die Darstellung und Analyse des Grundsatzurteils des
BGH.12 Nach der Darstellung der Ausgangslage des Falls folgt eine
Zusammenfassung der wesentlichen Aussagen des BGH. Diese werden
daraufhin untersucht und kritisch hinterfragt, ob der Lösungsansatz des
BGH ein tragfähiges Konzept für die Problematik der fehlerhaften Bestel-
lung von Aufsichtsratsmitgliedern bietet. Die Analyse ist von elementarer
Bedeutung, da das BGH-Urteil den Ausgangspunkt für die Einordnung der
Nichtigkeitsfolgen einer erfolgreichen Beschlussmängelklage in der
Rechtspraxis bildet. Auf die Ergebnisse wird im Laufe der Arbeit vielfach
zurückzukommen sein. Sie bilden insbesondere die Grundlage für die
Untersuchung in Kapitel 3.

Aufbauend auf den Ergebnissen zu dem in Kapitel 2 besprochenen
BGH-Urteil werden im Kapitel 3 die Folgen der fehlerhaften Bestellung
von Aufsichtsratsmitgliedern untersucht. Dies bezieht Überlegungen
sowohl für den Fall einer erfolgreichen Beschlussmängelklage als auch für
den Schwebezustand nach Erhebung der Klage und vor der rechtskräftigen
Entscheidung ein. Zunächst sind allgemeine Einflussfaktoren auf die Aus-
wirkungen der fehlerhaften Bestellung Gegenstand der Darstellung. Unter-
sucht werden die Relevanz der Anzahl betroffener Aufsichtsratsmitglieder
und der Zeitpunkt der Geltendmachung. Die Arbeit greift auch die Proble-
matik der missbräuchlichen Geltendmachung von Beschlussmängelklagen
durch sog. „räuberische Aktionäre“ und Berufskläger auf. Die insbeson-
dere für die betroffenen Organe relevante Frage, welche Pflichten sie im

12 BGHZ 196, 195.
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Fall einer fehlerhaften Bestellung treffen und welche Auswirkungen ihr
Handeln insbesondere im Hinblick auf die ungeklärte Rechtslage hat, wird
ebenfalls thematisiert.

Im zweiten Teil des 3. Kapitels sind die einzelnen Kompetenzen des
Aufsichtsrats zentraler Gegenstand der Untersuchung. Sie werden dahin-
gehend analysiert ob und ggf. welche Auswirkungen sich aus einer erho-
benen Beschlussmängelklage ergeben und was im Fall eines der Anfech-
tungs- oder Nichtigkeitsklage stattgebenden Urteils für Auswirkungen
drohen. Als zentrale Untersuchungsgegenstände seien hier nur der Jahres-
abschluss, die Bestellung und Abberufung von Vorstandsmitgliedern,
Zustimmungsvorbehalte für Entscheidungen des Vorstands und hauptver-
sammlungsrelevante Kompetenzen herausgegriffen. Die Kompetenzen des
Aufsichtsrats sind weitreichend. Es ergibt sich ein komplexes Bild an
Untersuchungsgegenständen, deren Beurteilung hinsichtlich der Auswir-
kungen im Fall einer fehlerhaften Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern
nicht einheitlich ist. Die jeweiligen Kompetenzen werden zunächst kurz
dargestellt und eingeordnet um anschließend die auftretenden Auswirkun-
gen zu analysieren. Maßstab sind hier die vom BGH in seinem Grundsatz-
urteil aufgestellten Kriterien zur Behandlung der fehlerhaften Bestellung
von Aufsichtsratsmitgliedern.

Das vierte Kapitel behandelt Lösungsansätze aus Literatur und Recht-
sprechung, die durch die Anwendung allgemeiner Grundsätze und Lehren
eine Lösung der Problematik der fehlerhaften Bestellung von Aufsichts-
ratsmitgliedern erreichen wollen. Als wichtigster Lösungsansatz ist hier
die Lehre vom fehlerhaften Organ zu nennen.13 Entgegen der ablehnenden
Haltung des BGH wird diese von weiten Teilen der Literatur und auch von
Teilen der Rechtsprechung auf die fehlerhafte Bestellung von Aufsichts-
ratsmitgliedern angewendet. Insbesondere, da die Lehre vom fehlerhaften
Organ nach herrschender Ansicht bereits auf den Vorstand der Aktienge-
sellschaft angewendet wird, erfährt dieser Lösungsansatz eine besondere
Würdigung.14 Die dogmatischen Grundlagen sowie die Anwendbarkeit
der Lehre werden analysiert und kritisch dahingehend beleuchtet, ob sie

13 Happ, FS Hüffer, S. 293, 304; Lieder, ZHR 178 (2014), 282, 297 ff.; MüKo/
Habersack, § 101, Rn. 70; Schürnbrand, Organschaft im Recht der privaten Ver-
bände, S. 286.

14 BGHZ 41, 282, 287; BGHZ 196, 195, 204; Bayer/Lieder, NZG 2012, 1, 3;
Baums, Der Geschäftsleitervertrag, S. 158 ff.; Fleischer, AG 2004, 517, 518; Hüf-
fer/Koch, § 84, Rn. 12 f.; KK/Mertens/Cahn, § 84, Rn. 30; Lieder,
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eine überzeugende Lösung darstellt. Neben der Lehre vom fehlerhaften
Organ werden auch punktuelle Ansätze behandelt, wie beispielsweise die
Begrenzung der Nichtigkeitsfolgen für den Jahresabschluss, und hinsicht-
lich der Tauglichkeit als Lösung bewertet.

Das fünfte Kapitel setzt die Untersuchung aus dem vierten Kapitel im
Hinblick auf bestehende gerichtliche Verfahren de lege lata fort. Disku-
tiert werden hier namentlich die gerichtliche Bestellung von Aufsichtsrats-
mitgliedern gem. § 104 AktG, der einstweilige Rechtsschutz und das Frei-
gabeverfahren gem. § 246a AktG.

Das sechste Kapitel entwickelt, aufbauend auf den Ergebnissen der
Untersuchung, einen eigenen Lösungsansatz. Wie sich zeigen wird, kön-
nen die in den vorherigen Kapiteln diskutierten Ansätze nicht überzeugen
und vermögen es nicht, für die Beteiligten einen Zustand herzustellen, der
alle Interessen angemessen berücksichtigt. Nach einer kurzen Bestands-
aufnahme folgt daher eine Analyse der Interessenlage der Beteiligten. Ziel
einer Neuregelung ist es, die widerstreitenden Interessen, insbesondere das
Bestandsinteresse der Gesellschaft und das Interesse der Aktionäre an der
Durchsetzung ihrer individuellen Interessen, zu einem angemessenen Aus-
gleich zu bringen. Aufbauend auf den Ergebnissen werden die Grundlagen
einer Neuregelung herausgearbeitet. Zentraler Aspekt ist die Antrags-
pflicht und die damit verbundene Wirkung der Beschlussmängelklagen.
Die Arbeit verfolgt hier den Weg einer Antragspflicht des Aktionärs und
einer damit verbundenen ex nunc-Wirkung der Beschlussmängelklagen im
Hinblick auf Klagen gegen Wahlbeschlüsse der Hauptversammlung für
Aufsichtsratsmitglieder. Die bestehenden Verfahren des § 104 AktG, der
einstweilige Rechtsschutz nach der ZPO und dem FamFG sowie das Frei-
gabeverfahren scheiden als Grundlage für eine Neuregelung aus. Im
Anschluss wird die konkrete Ausgestaltung der Neuregelung ausgearbei-
tet. Vorgeschlagen wird, dem Gericht die Möglichkeit zu eröffnen, das
betroffene Aufsichtsratsmitglied zu bestätigen oder die Bestellung zu sus-
pendieren und anstelle des betroffenen, fehlerhaft bestellten Aufsichtsrats-
mitglieds ein Ersatzmitglied zu bestellen. Im Rahmen des Tatbestands, der
die Leitlinie für die Entscheidung bildet, werden die Interessen der Betei-
ligten berücksichtigt, indem zwischen Nichtigkeits- und Anfechtungsgrün-
den differenziert wird.

ZHR 178 (2014), 282, 294; Lutter/Krieger/Verse, Rechte und Pflichten des Auf-
sichtsrats, Rn. 360; Schäfer, Die Lehre vom fehlerhaften Verband, S. 473 ff.;
Schürnbrand, Organschaft im Recht der privaten Verbände, S. 267 ff.
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Grundlagen

Einordnung und Begriff des fehlerhaft bestellten Aufsichtsratsmitglieds

Der Aufsichtsrat im Kompetenzgefüge der Aktiengesellschaft

Die in den §§ 76-147 AktG geregelte Verfassung der Aktiengesellschaft
bestimmt die innere Ordnung der Gesellschaft und ist weitgehend zwin-
gendes Recht.15 Sie legt die notwendig zu bildenden Organe fest und
bestimmt die zwischen ihnen bestehende Kompetenzverteilung. Als not-
wendige Organe sind der Vorstand, der Aufsichtsrat und die Hauptver-
sammlung vorgesehen, auch wenn das Gesetz es jedenfalls für den Auf-
sichtsrat nicht ausdrücklich anordnet.16 Ergänzend können auch Beiräte
oder ähnliche Organe, wie beispielsweise Verwaltungsräte oder Aktionärs-
ausschüsse, eingerichtet werden; diesen dürfen jedoch nicht die Aufgaben
des Aufsichtsrats übertragen werden und können nur auf schuldrechtli-
cher, nicht auf satzungsmäßiger Ebene gebildet werden.17 Für die zwin-
gend zu bildenden Organe ergibt sich eine erste Kompetenzabgrenzung
aus der Teilung zwischen den Aktionären, die in der Hauptversammlung
vereint sind und der Verwaltung der Gesellschaft, die aus dem Vorstand
und dem Aufsichtsrat besteht.18 Die Hauptversammlung ist als Versamm-
lung der Aktionäre insbesondere zuständig für grundlegende Entscheidun-
gen und die Bestellung der Aufsichtsratsmitglieder. Somit wird gewähr-
leistet, dass die Entscheidungen der Verwaltung durch ein durch die
Anteilseigner legitimiertes Organ kontrolliert werden. Die Verwaltungs-

Kapitel 1:

I.

1.

15 MüKo/Spindler, Vor. § 76 AktG, Rn. 1 f.; dies kommt auch durch die Regelung des
§ 23 Abs. 5 AktG zur Geltung, wonach die Satzung der Aktiengesellschaft grund-
sätzlich nur bei gesetzlich festgelegten Ausnahmen vom Gesetz abweichen darf.

16 Großkomm AktG/Hopt/Roth, § 95, Rn. 35; Hüffer/Koch, § 95, Rn. 1; KK/Mertens/
Cahn, § 95, Rn. 7; MüKo/Habersack, § 95 AktG, Rn. 5; Lutter/Krieger/Verse,
Rechte und Pflichten des Aufsichtsrats, Rn. 7; Wachter/Schick, § 95, Rn. 1; dieser
Grundsatz war bereits anerkannt, bevor mit dem Aktiengesetz 1937 die weitge-
hend zwingende Kompetenzverteilung eingeführt wurde, vgl. RGZ 48, 40, 42.

17 Voormann, Der Beirat im Gesellschaftsrecht, S. 61 ff.; MüKo/Habersack, § 95,
Rn. 6.

18 MüKo/Spindler, Vor § 76, Rn. 4.
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